Die Rechtsfolgen der Leistungskondiktion
I. Grundsatz:

„Herausgabe“



1. Herausgabe des Erlangten,




§812 I BGB

→ im Ist-Zustand
2. Herausgabe der Nutzungen und evtl. Surrogate, 

§818 I BGB i.V.m. §§99, 100

→ „Surrogat“ in diesem Sinne ist nicht der Erlös für die zu unrecht erhaltene Sache

→ auch Herausgabe ersparter (Darlehens-)Zinsen, wenn Bereicherung zur Tilgung eingesetzt wurde (§100 BGB)
II. Ausnahme:
„Wertersatz“ (falls I. nicht möglich)


→ Herausgabe dem Werte nach, 



§818 II BGB 
→ Empfänger zur Herausgabe nicht imstande oder Herausgabe wg. Beschaffenheit der Sache unmöglich

→ Besonderheit: „gutgläubiger“ Bereicherungsempfänger ohne Gegenleistungspflicht (Fall des nichtigen Schenkungsvertrags);
beschädigt dieser das Empfangene, so ist er nur zur Herausgabe gem. §812 I 1 verpflichtet, die Wertersatzpflicht gem. §818 II trifft ihn nicht! Dies gilt aber nur, wenn der Empfänger nie zu einer Gegenleistung verpflichtet sein sollte!

III. Ausschluss:
„Entreicherung“

→ Ausschluss der Verpflichtung d. Leistungsempfängers,
§818 III BGB

→ wer nicht mehr bereichert ist (=entreichert), der ist grds. auch nicht mehr zur Herausgabe verpflichtet; Sinn und Zweck des Bereicherungsrechts ist nur der Ausgleich von Vermögensverschiebungen!

Achtung: 
auf Entreicherung kann sich nur der Gutgläubige berufen!


bei Bösgläubigkeit/verschärfter Haftung gilt der Einwand des §818 III nicht!

→ Entreicherung kann vorliegen: 

• bzgl. Gegenstand/Wert 

→ Entreicherung (-), wenn Bereicherung in Form von ersparten Aufwendungen oder Tilgung eigener Schulden im Vermögen des Empfängers verbleibt

→ grds. sind dem Empfänger keine Schäden zu ersetzen, die ihm durch Empfang der Leistung an anderen Rechtsgütern entstanden sind; eine Ausnahme wird gemacht, wenn ein sehr enger Zusammenhang zwischen Bereicherung u. Schaden besteht

• durch sonstige Einbußen
→ frühere Rspr.: alles; heutige Rspr.: Differenzierung; (-) bei Luxusaufwendungen;
erforderlich für die Anrechnung vermögensmäßiger Einbußen des Bereicherungsschuldners ist grds. eine Ursächlichkeit zwischen Erlangung und Einbuße, die sich gerade wegen des Vertrauens des Schuldners auf den Rechtserwerb eingestellt haben muss

→ Sonderproblem: „aufgedrängte Bereicherung“
; Lösung nach hM über §818 III
→ derjenige, der einen Gegenstand, den er gem. §§812 ff. herauszugeben hat, mit einem dinglichen Recht belastet hat, kann im Rahmen von §818 III vom Anspruchssteller Befreiung von dieser Verbindlichkeit Zug-um-Zug gegen Herausgabe verlangen

→ die Frage, ob Entreicherung vorliegt, ist abhängig davon, wie man die jeweilige Verpflichtung der Beteiligten berechnet und vor allem in welchem Verhältnis diese stehen; im Wesentlichen sind daher zwei Lösungsansätze zu unterscheiden:


• die „Zwei –Kondiktionen –Theorie“

= (früher hM) jede Leistung der Beteiligten ist bereicherungsrechtlich isoliert zu betrachten

→ jeder hat einen eigenständigen Anspruch gegen den anderen

→ jeder kann sich unabhängig vom anderen auf §818 III berufen; ist der eine entreichert, bleibt dies für den anderen Anspruch ohne Bedeutung

→ in Betracht kommt lediglich eine Aufrechnung der Ansprüche bei Vorliegen der VS der Aufrechnung




• die „Saldotheorie“


= die Ansprüche der Beteiligten stehen in einem „faktischen Synallagma“ (hM)

→ die herauszugebende Bereicherung ist stets unter Berücksichtigung der Gegenleistung zu beurteilen
→ bei gleichartigen Leistungen gibt es nicht zwei wechselseitige Bereicherungsansprüche, sondern nur einen einzigen Anspruch auf Herausgabe des Überschusses nach Saldierung beider Leistungen

→ sind Leistung und Gegenleistung nicht gleichartig, kann derjenige, dessen Leistung den Wert der Leistung des anderen übersteigt, seinen Herausgabeanspruch nur Zug um Zug gegen Rückgewähr der seinerseits empfangenen Leistung verlangen

→ bei der Saldierung ist ein Wegfall der Bereicherung auf der Seite des Bereicherungsschuldners auch bei der Forderung des Bereicherungsgläubigers in Abzug zu bringen
→ saldiert werden auch Vorteile und Nutzungen der Beteiligten

→ Ausnahmen: Die Saldotheorie gilt nicht:
- bei Vorleistungen
→ es fehlt hier bereits am faktischen Synallagma; eine Schädigung der aufgrund Vorleistung empfangenen Sache kann nicht zu einem Abzug beim Rückgewähranspruch des Empfängers führen, da dieser keinen hat: er hat eben noch nicht geleistet;

stattdessen ist dem Empfänger der Leistung schlicht die Berufung auf §818 III BGB zu versagen, da er mit Empfang der Vorleistung auch das „Beschädigungsrisiko“ übernommen hat  
- bei Leistungen eines Geschäftsunfähigen/beschränkt Geschäftsfähigen 

→ zugunsten des Mdj. gilt die strenge Zwei –Kondiktionen –Theorie, d.h. er kann sich auf §818 III berufen, ohne dass sein Anspruch geschmälert würde, er muss keinen Wertersatz leisten und bekommt alle Kosten und Verwendungen ersetzt 

- ggü. dem Partner des verschärft Haftenden

→ der nicht verschärft Haftende kann sich auf §818 III berufen und für sich die Zwei –Kondiktionen –Theorie beanspruchen; sein Partner haftet verschärft ohne die Möglichkeit des Einwandes aus §818 III

- ggü. dem Empfänger einer mangelhaften Sache

→ das Risiko für den Untergang oder die Verschlechterung einer Sache trägt zwar grds. nach Übergabe der Empfänger, dies gilt aber nicht, wenn die Sache mangelhaft war bei Übergabe; dies fällt in den Risikobereich des Leistenden

IV. Verschärfte Haftung (§§818 IV, 819, 820 BGB)

→ der Bereicherungsschuldner haftet verschärft,

§818 IV BGB


→ kein Einwand gem. §818 III für Bösgläubigen
/Verklagten


→ Bösgläubigkeit von Hilfspersonen:


• Leistungskondiktion: 

Anknüpfung an §166 BGB

• Nichtleistungskondiktion:
Anknüpfung an §831 BGB


→ Bösgläubigkeit des Minderjährigen:

• Leistungskondiktion:
Abstellen auf gesetzliche Vertreter, weil es sich um Rückabwicklung von Verträgen handelt

• Nichtleistungskondiktion:
Abstellen auf Mdj. gem. §828 III BGB (hM, str.) 

→ Haftung nach „allgemeinen Regeln“ (§818 IV):



- unstreitig: 
§§291, 292 BGB



- hM:

auch allg. Schuldrecht an sich;




→ Haftung des Bösgläubigen für Zufall gem. §§818 IV, 287 S.2 BGB

→ Bösgläubiger kann nur Ersatz der notwendigen Reparaturkosten verlangen, §§818 IV, 292, 994 II, 683, 670 BGB)

→ Bösgläubiger muss nicht nur tatsächlich gezogene sondern auch schuldhaft nicht gezogenen Nutzungen ersetzen, §§819 I, 818 IV, 

292 II, 987 BGB















































































































- Anfechtung wegen arglistiger Täuschung


→ der Getäuschte kann sich auf §819 BGB berufen








�Der Bereicherte macht geltend, den empfangenen Gegenstand nicht in sein Vermögen aufgenommen zu haben. Nach hM muss im Rahmen von §818 III beurteilt werden, ob der Empfänger das Empfangene für sich subjektiv nutzen kann und dies einen objektiven Wert für ihn darstellt. Trifft dies zu, so muss er dem Leistenden den objektiven Wert ersetzen. 


�Bösgläubig ist, wer sowohl die relevanten Tatsachen als auch die rechtlichen Folgen kennt, wobei allerdings für die Rechtsfolgenkenntnis ausreicht, dass ein redlich denkender Empfänger sich der Überzeugung seiner Nichtberechtigung nicht verschließen kann.





